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«Richter entscheiden unter
Umständen freier als Politiker»
Was bedeutet der Sieg der Klimaseniorinnen für die Schweiz?Wird
dieDemokratie übersteuert? Völkerrechtsprofessorin Evelyne Schmid erklärt.

Interview: Pascal Ritter

DerEuropäischeGerichtshof für
Menschenrechte (EGMR)hat
heutedenKlimaseniorinnen
teilweiseRecht gegeben.Washat
dasGericht imWesentlichen
entschieden?
Evelyne Schmid: Das Gericht hat die
Schweiz wegen mangelnder Klima-
massnahmen verurteilt. Der Klima-
wandel ist demnacheingravierendes
Menschenrechtsproblem.

WiebeurteilenSiediesen
Entscheid?
Das ist absoluthistorisch.Dashöchs-
te europäische Menschenrechtsge-
richt hält fest, dass eine zögerliche
Klimapolitik gegen die Menschen-
rechte verstösst. So etwas gab es bis-
her nicht. Weil die Grosse Kammer
desEGMRbestehendaus 17Richtern
den Fall entschieden hat, ist das
Urteil ab sofort verbindlichundkann
nicht angefochtenwerden.

WarumgingdieserFall direkt in
dieGrosseKammer?
Eine gewöhnliche Kammer des Ge-
richts überwies den Fall wegen des-
sen Wichtigkeit an die höchste In-
stanz, wo er nun behandelt wurde.

HatSiedasUrteil ausStrassburg
erstaunt?
Nein, der eigentliche Entscheid
nicht.DerGerichtshofhieltmit 16 zu
einer Stimme fest, dass die Schweiz
bei der Schaffung des einschlägigen
innerstaatlichenRechtsrahmenskri-
tische Lücken aufweist und ihren
Verpflichtungen nicht nachkommt.
Allerdings bin ich verblüfft, dass der
EuropäischeGerichtshofdenKlima-
seniorinnenalsNichtregierungsorga-
nisation den Opferstatus zugespro-
chen hat, aber nicht den vier Einzel-
personen. Ich hatte noch keine Zeit
für eine genaue Analyse, aber das
könnteweitreichendeKonsequenzen
haben, denn in der Schweiz ist es im
Vergleich zuanderenLändern relativ
leicht, eineNGOzu gründen.

Gegenwen richtet sichdasUrteil
genau?GegendenBundesrat?
Das Urteil richtet sich gegen die
Schweizals Staat.DiePolitik, alsoder
Bundesrat, aber auchdieParlamente
und Regierungen auf Bundes-, Kan-
tons- und Gemeindeebene müssen
nun handeln.

Wurdedie Schweiz verurteilt,
weil sie sichnicht andasPariser
Klimaabkommengehaltenhat?
Nein,nichtdirekt.DasGerichturteilt
nur auf der Grundlage der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention.
Aber natürlich entsteht so ein Urteil
nicht im luftleeren Raum. Es spielte
für den Gerichtshof eine Rolle, dass
sich die Staaten in Paris darauf ver-
ständigt haben, dass die Erderwär-
mung 1,5 oder zumindest «deutlich
weniger»als 2Gradnichtüberschrei-
ten soll.DasGericht sagtnun,dass es
nichtmöglich ist, dieMenschenrech-
te zu schützen, wenn die Schweiz
nicht ihren Beitrag leistet, dass das
Klima sich nicht über diesen Grenz-
wert erwärmt. Wir sind schlicht in
einer grossenGefahrenzone.

WasmussdieEidgenossenschaft
nununternehmen,umdem
Richterspruchnachzukommen?

Das Gericht hält fest, dass die
Schweiz zu wenig tut, um die Ge-
sundheit der Klimaseniorinnen zu
schützen.Wieüblichgibt es aber kei-
ne konkrete Handlungsanleitung.
Viele Wege führen nach Rom. Im
Urteil gibt es keine Anweisung, dass
die Schweizdieses oder jenesGesetz
einführen muss. Der Ball liegt jetzt
eindeutig bei der Schweizer Politik.
Sie muss dezidiertere Lösungen er-
arbeiten. Dabei gelten aber die glei-
chenSpielregelnwie immer.DieGe-
setzte können mit Referenden ver-
hindertwerdenoderVolksinitiativen
lanciert werden.

Werbeurteilt, obdie Schweizdas
Urteil umsetzt?
Das Ministerkomitee des Europara-
tes wacht über die Umsetzung der
UrteiledesEGMR.Esberichtet regel-
mässig darüber. Die Berichterstat-
tung endet,wenndie Schweiz in den
Augen dieses Komitees das Urteil
umgesetzt hat.

Waspassiert,wenndieSchweiz
nichts oder zuwenigunter-
nimmt?
Dann verletzt die Schweiz die Men-
schenrechtskonvention weiterhin.
Die Schweiz hat grundsätzlich einen
gutenLeistungsausweis,wasdieUm-
setzung von EGMR-Urteilen anbe-
langt. InderVergangenheit setzte sie
diverse Urteile um. In den 1980er-
Jahren urteilte der EGMR zum Bei-
spiel gegen das Verfahrensrecht des
Kantons Waadt, und der Fall schlug
zuerst sehr hohe Wellen bis zu Aus-
trittsforderungen.Daraufhinpassten
die Kantone ihre Verfahrensregeln
an, und heute ist selbstverständlich,
was damals noch kontroverswar. Im
aktuellen Fall stehen wir noch ganz
am Anfang. Die Behörden, Politike-
rinnen, aber auch die Wissenschaft
und das Ministerkomitee müssen
nun erst einmal den Urteilstext stu-
dieren und überlegen, welcheMass-
nahmen der Schweiz den Rechts-
bruch aufheben.Das ist für alleNeu-
land. Eswird spannend.

DasUrteil istWasser aufdie
Mühlenderer, die vor«fremden

Richtern»warnen.Werhatdenn
diesesUrteil eigentlichgefällt?
Die Grosse Kammer des EGMR be-
stand aus 17 Richterinnen und Rich-
tern,darunterderSchweizerAndreas
Zünd, der zuvor Bundesrichter in
Lausanne war. Es gehört zu den Ab-
läufen des EGMR, dass ein Richter
aus dem Land stammen muss, um
das es geht. Die übrigen Richter
stammennicht ausderSchweiz,wur-
den aber von der parlamentarischen
Versammlung des Europarates ge-
wählt, in demdie Schweiz selbstver-
ständlich auch vertreten ist.

Ist esnicht stossend,wennein
GerichtdemokratischeProzesse
übersteuert?
DasArgument hörtman immerwie-
der. Es braucht beides: Gesetzgeber,
die demokratisch legitimiert sind,
aber auch Gerichte. Die Richter des
EGMR können nicht wiedergewählt
werden und sind darum unter Um-
ständen freier in ihren Entscheiden
als Politiker. Sie können unliebsame
Wahrheiten aussprechen, vor denen
Politiker aus Angst um ihre Wieder-
wahl zurückschrecken. Aber ein Ge-
richt allein kannnicht dasKlimapro-
blem lösen. Es stellt eine Verletzung
der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) fest, und dies
wirftwiederumpolitischeFragenauf,
welche der Gesetzgeber und die Be-
hörden beantwortenmüssen.

SiehabendemEuropäischen
Gerichtshof eineEingabe
gesendet.WelchenCharakter
hattediese?
IchhabedemGericht eineDrittinter-
ventionübermittelt.Damitnutzte ich
dieMöglichkeit, alsExpertinWissen
einzubringen, welches dem Gericht
bei der Analyse helfen kann. Meine
Eingabe war eine von 37. Ich schrieb
sie zusammenmitVeroniqueBoillet,
Professorin für Verfassungsrecht.
Wir beurteilten die Frage, wie mit
dem Vorwurf der Unterlassung um-
gegangen werden sollte. Es ist eine
Sache, einen Staat wegen etwas zu
verurteilen, was er tut, zum Beispiel
Gefangene foltern. Weitaus schwie-
riger ist die Frage, wie mit einem
Staat umzugehen ist, demvorgewor-
fen wird, etwas nicht zu tun, in die-
sem Fall das Klima zu schützen. Zu-
dembefasstenwiruns inderEingabe
mit der Frage, ob es einen Unter-
schiedmacht, dass es in der Schweiz
mit Initiative und Referendum
direktdemokratische Instrumente
gibt. Die Eingabe schrieben wir aus
eigenen Stücken und ergriffen für
keine Seite Partei.

Und,macht es einen
Unterschied?
Nein.DasBundesgericht verwiesdie
Klimaseniorinnen in seinem negati-
ven Entscheid auf die politischen
Möglichkeiten.DiesesArgumentver-
fängtmeiner Ansicht nach in Fragen
der Menschenrechte nicht. Auch
wenn diese Instrumente für unser
System zentral sind, müssen die
Menschenrechte geschützt werden,
unabhängig von der Ausgestaltung
des politischen Systems. Volksinitia-
tiven können wichtig sein, aber es
braucht auch Gerichte, Parlamente,
Behörden, die Wirtschaft und letzt-
endlich uns alle, um die tiefgreifen-
denVeränderungenzu schaffen,wel-
che so dringend notwendig sind.

«DasUrteil
ist ab sofort
verbindlichund
kannnicht
angefochten
werden.»

EvelyneSchmid
Völkerrechtsprofessorin
der Universität Lausanne

Die Klimaseniorinnen
jubeln nach der

Urteilsverkündung.
Bild: Bott/Keystone

tin Mattea Meyer. Die Partei fordert,
dass der Bundesrat das Urteil so
schnell wie möglich umsetzt. Mit der
von der SP und den Grünen einge-
reichten Initiative für einen Klima-
fonds liege eine Lösung bereits auf
demTisch.

Zurückhaltend äussert sich der
Bund. Auf Anfrage schreibt das Bun-
desamt für Justiz, es nehmedasUrteil
zur Kenntnis. Weil dieses endgültig
sei, müsse es jedoch umgesetzt wer-
den. «Zusammenmit den betroffenen
Behördenwerdenwir nundas umfang-
reiche Urteil analysieren und prüfen,
welche Massnahmen die Schweiz für
die Zukunft ergreifenmuss», heisst es
in der Stellungnahme.

Fragen stellen sich auch bei der
GLP. «WelcheAuswirkungender heu-
tige Entscheid des EGMR auf die
Schweiz haben wird, ist noch nicht
vollständig absehbar», teilt die Partei
auf Anfragemit. Allerdingsmüsse die
Schweiz in Klimafragen ein Vorbild
sein.

Bedeckt hält sich dieMitte. Zuerst
möchte sie analysieren, wie die Rich-
ter ihrUrteil begründen.Klar ist für die

Partei: «In der direkten Demokratie
können Gerichtsurteile aber nicht
Volksentscheide umstossen», schreibt
sie auf demKurznachrichtendienst X.
Das Volksnein zum CO2-Gesetz gelte
es zu respektieren.

SVPfordertAustritt ausdem
Europarat
Wenig Begeisterung löst das Urteil auf
der bürgerlichen Seite aus. Der Berner
FDP-Nationalrat Christian Wasserfal-
lenbezeichnet es als«unverständlich».
DerEGMRverstehe«offensichtlichdie
direkteDemokratiederSchweiznicht»,
schreibt er aufX.«Wir setzenMassnah-
men imCO2-Gesetz bereits seit Jahren
erfolgreich um.»

Gar ein«Skandal» ist dasUrteil für
die SVP. «In den europäischen Ge-
richtspalästenherrschenoffensichtlich
IdeologieundRealitätsverweigerung»,
teilt die Partei mit. Die Richter hätten
sich zu «Marionetten von Aktivisten»
gemacht.DieSVPverurteilt diese«Ein-
mischungfremderRichteraufsSchärfs-
te»undwartetmit einerbrisanten For-
derung auf: Die Schweiz soll aus dem
Europarat austreten.
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